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Bonn, den 26. Februar 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 241 der Fraktion der SPD 
- Nr. 3082 der Drucksadien - Einflufinahme 
des Bundesjustizministeriiims auf 
rechtswissensdiaftliche Veröffentlichungen 


Die vorbezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich im Aufträge der 
Bundesregierung wie folgt: 

L Für das Januarheft der „Monatsschrift für Deutsches Recht” (MDR) 
war ein Aufsatz von Dr. Bettermann vorgesehen, in dem die 
Rechts gültigkeit der Verordnung über Ausnahmen vom Mieter- 
schutz vom 27. November 1951 bestritten wurde. Ein Fahnen- 
abzug dieses Aufsatzes war von der Schriftleitung dem Bundes- 
justizministerium unter dem 21. Dezember 1951 zugeleitet worden 
mit der Bitte, eine Stellungnahme des Sachbearbeiters des 
Ministeriums zu den in dem Aufsatz behandelten Fragen zur 
Verfügung zu stellen, die dann im Februarheft der gleichen 
Zeitschrift abgedruckt werden sollte. Da nach Ansicht des Bundes- 
justizministeriums die von Dr. Bettermann vertretenen Rechts- 
auffassungen unzutreffend sind, so daß bei einem unwidersprochenen 
Abdruck des Aufsatzes die Entstehung erheblicher Reditsunsicherheit 
zu besorgen war, teilte am 24. Dezember 1951 der Leiter der 
zuständigen Abteilung des Bundesjustizministeriums, Ministerial- 
direktor Dr. Petersen, dem ihm persönlich bekannten Heraus- 
geber der MDR, Herrn Rechtsanwalt Dr. Mittelstein in Hamburg, 
fernmündlich mit, daß die von der Schriftleitung der MDR 
erbetene Gegenäußerung rechtzeitig zum Abdruck für die 
Februarnummer der MDR zur Verfügung gestellt würde. Im 
Anschluß hieran wies er darauf hin, daß durch den Abdruck 
des Aufsatzes ohne eine Gegendarstellung Rcchtsunsicherheit 
hinsichtlich der Anwendung der Verordnung cintreten könne. 
Er bat deshalb Herrn Dr. Mittelstcin, zu prüfen, ob nidit der 
Abdruck des Aufsatzes oder wenigstens seines verfassungsrecht- 
lichen Teils bis zur nächsten Nummer der Zeitschrift zurück- 
gestellt werden könnte, damit so die Gegendarstellung gleichzeitig 
mit den verfassungsrechtlichen Ausführungen von Dr. Bettermann 
ersdieinen könnte. Von einer Streichung einzelner Sätze des 
Beitrags und der Abfassung einer Vorbemerkung wurde nicht 
gesprochen. 
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Die Anregung, den Abdruck um einen Monat zurückzustellen, 
hatte keinen Erfolg. Der Aufsatz wurde ohne die Entgegnung 
im Januarheft abgedruckt. Weitere schriftliche oder mündliche 
Äußerungen des Bundes) ustizministeriums gegenüber der Schrift- 
leitung der MDR in der Angelegenheit des Aufsatzes Better- 
mann sind nicht erfolgt. 

In dem dem Bundesjustizministerium zur Verfügung gestellten 
Fahnenabzug waren folgende Sätze enthalten: 


„IIL Die Prüfung der Gesetzmäßigkeit und Verfassungs- 
mäßigkeit der MSchVO obliegt dem ordentlichen Richter, 
der befugt und verpflichtet ist, die Ungültigkeit dieser 
VO in den Gründen seines Urteils festzustellen, in 
welchem er die auf die VO gestützte Räumungsklage 
wegen Weiterbestehens des Mieterschutzes abweist. 
Eine Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts kraft Anru- 
fung durch den Prozeßrichter besteht hier nicht. Denn die 
Vereinbarkeit von Rechtsverordnungen des Bundes mit 
Bundesgesetzen oder dem GG fällt nicht in den Katalog 
des Artikels 100 GG. „Gesetz” im Sinne dieses Artikels ist 
nur das förmliche Gesetz, was sich aus der wiederholten Unter- 
scheidung von „Gesetz” und „Recht” in Artikel 100 ergibt 
und durch § 13 Ziffer 11 des Gesetzes über das Bundesver- 
fassungsgericht klargestellt ist. Da die Mietstreitigkeiten 
meist zur Zuständigkeit der Amtsgerichte gehören, 
vergl. § 23 GVG, also die hier angeschnittenen Fragen 
kaum über die landgerichtliche Ebene hinauskommen, 
müssen also die Amts- und Landrichter an die Front. 
In erster Linie in ihre Hände ist hier der Schutz der 
Verfassung gelegt.” 

In dem Abzug waren die vorstehend durch Unterstreichungen 
kenntlich gemachten Stellen eingcklammert; aus einer Notiz 
ergab sich, daß die Schriftleitung die eingeklammerten Stellen zu 
streichen beabsichtigt. Es sind dies diejenigen Sätze, deren Streichung 
in der Kleinen Anfrage beanstandet wird. 


Dem Aufsatz von Dr. Bettermann ist eine in der Kleinen Anfrage 
nicht vollständig wiedergegebene Vorbemerkung vorangeschickt, 
die folgenden Wortlaut hat: 


„Die in dem nachstehenden Aufsatz vertretenen Ansichten 
werden vom Bundesjustizministerium nicht geteilt, wie 
sich auch aus der Verlautbarung des Bundesjustizministeriums 
im Bundesanzeiger vom 18. Dezember 1951 (S. 7) ergibt. 
Die MDR wird im Februarheft einen Beitrag bringen, in 
dem insbesondere die Vereinbarkeit der Verordnungen mit 
dem GG dargelegt wird.” 
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II. Aus Vorstehendem ergibt sich: 

a) Tn dem Fahnenabzug, der dem Bundes] ustizministerium vor 
dem 24. Dezember 1951 übersandt wurde, waren die Sätze, 
deren Streichung beanstandet wird, bereits gestrichen; die 
Streichung ist also nicht vom Bundesjustizministcrium veranlaßt. 

b) Die Schriftleitung konnte die Einfügung der Vorbemerkung 
erst in Betracht ziehen, nachdem sie beschlossen hatte, der 
Anregung auf Zurückstellung des Aufsatzes nicht zu ent- 
sprechen. Die Einfügung der Vorbemerkung geht nicht auf 
eine Anregung des Bundesjustizministeriums zurück, auch 
insoweit trifft also die Sachdarstejlung der Kleinen Anfrage 
nicht zu. 

c) Irgendwelche Schwierigkeiten, geschweige denn „größte Schwie- 
rigkeiten” im Sinne des Schreibens vom 25. Dezember 1951, 
sind Herrn Dr. Mittelstein oder der Schriftleitung der MDR 
nicht gemacht worden. 

III. Die Fragen werden wie folgt beantwortet: 

Eine Einwirkung im Sinne der Kleinen Anfrage hat nicht 
stattgefunden. Damit erledigt sich die Beantwortung der 
einzelnen Fragen. 


Dr. Dehler 
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